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Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Hinrich Kuessner, Dr. Herta Däubler-Gmelin, Dr. Uwe Küster, 
Wolfgang Thierse, Holger Bartsch, Thea Bock, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Arne 
Börnsen (Ritterhude), Dr. Eberhard Brecht, Peter Büchner (Speyer), Dr. Nils 
Diederich (Berlin), Freimut Duve, Dr. Peter Eckardt, Ludwig Eich, Dr. Konrad Elmer, 
Carl Ewen, Elke Ferner, Evelin Fischer (Gräfenhainichen), Lothar Fischer 
(Homburg), Iris Gleicke, Hans-Joachim Hacker, Manfred Hampel, Christel 
Hanewinckel, Gabriele Iwersen, Renate Jäger, Ilse Janz, Dr. Ulrich Janzen, Dr. Uwe 
Jens, Volker Jung (Düsseldorf), Ernst Kastning, Dr. Hans-Hinrich Knaape, Regina 
Kolbe, Rolf Koltzsch, Hans Koschnick, Detlev von Larcher, Robert Leidinger, 
Dr. Christine Lucyga, Christoph Matschie, Markus Meckel, Rudolf Müller 
(Schweinfurt), Christian Müller (Zittau), Volker Neumann (Bramsche), Gerhard 
Neumann (Gotha), Dr. Edith Niehuis, Dr. Rolf Niese, Dr. Helga Otto, Peter Paterna, 
Albert Pfuhl, Renate Rennebach, Günter Rixe, Wolfgang Roth, Siegfried Scheffler, 
Otto Schily, Dr. Emil Schnell, Ottmar Schreiner, Gisela Schröter, Karl-Heinz 
Schröter, Ernst Schwanhold, Rolf Schwanitz, Bodo Seidenthal, Antje-Marie Steen, 
Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, Margitta Terborg, Dr. Gerald Thalheim, Hans-
Günther Toetemeyer, Siegfried Vergin, Dr. Hans-Jochen Vogel, Hans Georg Wagner, 
Hans Wallow, Ernst Waltemathe, Ralf Walter (Cochem), Reinhard Weis (Stendal), 
Gunter Weißgerber, Gert Weisskirchen (Wiesloch), Lydia Westrich, Helmut 
Wieczorek (Duisburg), Verena Wohlleben, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion 
der SPD 

Vorsorgekonzept für privatisierte Treuhand-Betriebe in Existenzschwierigkeiten 

Nachdem die falsche Treuhandstrategie der Privatisierung um 
jeden Preis Hunderttausende von Arbeitsplätzen gekostet hat, 
hätte die Bundesregierung unter dem Druck der Realitäten ihre 
Treuhandpolitik zugunsten der Sanierung ostdeutscher Bet riebe 
radikal ändern müssen. Dies wurde versäumt. Jetzt zeichnen sich 
vor dem Hintergrund dieser Fehlorientierung und der drama-

tischen Verschlechterung der Konjunktur zusätzliche ernsthafte 
Probleme ab, da immer mehr privatisierte Bet riebe in Existenz-
schwierigkeiten geraten. 
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In diesem Zusammenhang fragen wir daher die Bundesregierung: 

I. Zur Situation der privatisierten Betriebe in Ostdeutschland 

1. Wie viele aus Treuhandbesitz privatisierte Bet riebe gibt es 

zur Zeit? 

2. Wie viele dieser Betriebe sind mit in Westdeutschland 

ansässigen .Betrieben kapitalmäßig verbunden; welche 
Rechtsformen haben diese Verbindungen? 

3. Wie viele Betriebe sind als eigenständige Produktionsein-

heiten anzusehen? 

4. Wie viele von der Treuhandanstalt privatisierte Unterneh-
men haben nach der Privatisierung aufgegeben? Wie viele 

sind oder waren in Liquidation bzw. Konkurs? 

5. Wie viele dieser Bet riebe sind im Rahmen von „Manage-

ment-buy-in", „Management-buy-out" bzw. „Manage-
ment-buy-in/Management-buy-out"-Verkäufen übernom-
men worden; wie ist die Eigentumsstruktur dieser 

Betriebe, aufgeteilt nach Ost/West-Eigentümern? 

6. Wie viele Betriebe wurden in Ostdeutschland seit Oktober 

1990 neu gegründet? Wie verteilen sich diese Neugrün-
dungen auf die einzelnen Wirtschaftszweige (insbeson-
dere das Verarbeitende Gewerbe) sowie die einzelnen 

Länder? 

7. Wie viele dieser Neugründungen haben bis heute über-

lebt? 

8. Wo liegen die Hauptprobleme dieser Firmen? 

9. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 

wirtschaftliche Situation dieser Betriebe? 

10. Gibt es spezielle Programme zur Hilfe für solche Neugrün-
dungen, die in ernsthafte Existenzschwierigkeiten geraten 

sind? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung Meldungen, nach 

denen privatisierte/private Bet riebe in Ostdeutschland 

zunehmend in gravierende wirtschaftliche Schwierigkei-

ten geraten? 

12. In welchen Branchen treten diese Schwierigkeiten ver-

mehrt auf? 

13. In welchem Ausmaß tragen nach Erkenntnis der Bundes-

regierung: 

— unzureichend sorgfältig ausgehandelte Verträge (unzu-
reichende fachliche, finanzielle Qualifikation der Er-
werber, aus heutiger Sicht unzureichende Vorbereitun-

gen der THA), 

— zu schwache Kapitaldecke, 

— zu geringe Bereitschaft der Banken, erforderliches 

Risikokapital zur Verfügung zu stellen, 

— rezessive Tendenzen bei der allgemeinen Wirtschafts-

entwicklung, 

zu diesen Schwierigkeiten bei? 

 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/4559 

14. Wie verteilen sich die in Schwierigkeiten geratenen Be- 
triebe auf die ostdeutschen Regionen? 

15. Welche Ursachen sieht die Bundesregierung als maßgeb-
lich für die Existenzprobleme an? 

II. Vertragsmanagement/Pönale 

16. In wie vielen Fällen hat die Treuhandanstalt mit Erwer-
bern Vereinbarungen hinsichtlich bestimmter Arbeits-
platz-/Investitionsziele vereinbart? 

17. In wie vielen Fällen wurden diese Vereinbarungen mit 
Pönalen verbunden? 

18. In wie vielen Fällen gibt es bis heute Anzeichen für die 
Nichteinhaltung von derartigen Vereinbarungen; trifft die 
Aussage einer IAB-Untersuchung vom Ap ril 1992 zu, daß 
nur 535 000 Arbeitnehmer in privatisierten THA-Betrieben 
beschäftigt sind, trotz Arbeitsplatzzusagen von 1,2 Mil-
lionen? 

19. In wie vielen Fällen, in denen die Vereinbarungen nicht 
eingehalten werden konnten, wurden Gespräche aufge-
nommen; liegen bereits konkrete Gesprächsergebnisse 
vor? 

20. In wie vielen Fällen sind wie viele Unternehmen ihrer 
Informations- und Auskunftspflicht nicht nachgekommen? 

21. Wie viele Unternehmen haben nach der Privatisierung um 
Herabsetzung der Arbeitsplatz-/Investitionsziele nachge-
sucht? In wie vielen Fällen hat die Treuhandanstalt diesem 
Ansinnen ganz oder teilweise nachgegeben? 

Um welche Volumen wurden die Investitions- bzw. 
Arbeitsplatzzusagen dadurch reduziert? 

Wie verteilen sich die Anfragen auf Herabsetzung bzw. die 
gewährten Herabsetzungen auf Branchen und Regionen? 

22. In wie vielen Fällen mußten Pönale eingesetzt werden? 

23. Welche Vorkehrungen hat die Treuhandanstalt getroffen, 

um sicherzustellen, daß der vereinbarte Kaufpreis von den 
Investoren bezahlt wird, ohne daß aufwendige und lang 
andauernde Gerichtsverfahren 'zur Eintreibung des Kauf-
preises erforderlich sind? 

III. Korrektur von Privatisierungsentscheidungen 

24. In wie vielen Fällen hat die Treuhandanstalt nach Auf-
deckung betrüge rischer Machenschaften Privatisierungs-
entscheidungen korrigiert bzw. zurückgenommen? 

25. In wie vielen Fällen laufen Verhandlungen über substan-
tielle Nachbesserungen von Privatisierungsverträgen? 

26. Wie hat sich die Aufnahme derartiger Verhandlungen in 
der zeitlichen Struktur (nach Quartalen) entwickelt? 

27. Beabsichtigt die Bundesregierung, bereits privatisierte 
Treuhandanstaltbetriebe, die in schwere wirtschaftliche 
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Krisen geraten sind bzw. aus anderen Gründen ihren Be-
trieb nicht weiterführen können, wieder in den Treuhand-

bestand zurückzunehmen? 

28. Aufgrund welcher Kriterien werden diese Bet riebe von der 
Treuhandanstalt gegebenenfalls in den Bestand zurückge-

nommen? 

29. Welche Konzepte hat die Bundesregierung entwickelt, um 
die in Schwierigkeiten geratenen bzw. zurückgenomme-

nen Betriebe lebensfähig zu erhalten und wettbewerbs-
fähig zu machen? 

30. Sieht die Bundesregierung in den oben angegebenen Fäl-
len generell bzw. in Einzelfällen die Notwendigkeit, Stüt-
zungsmaßnahmen für die westdeutschen Stammbetriebe 

der Investoren zu ergreifen? 

31. Welche Konzepte hat die Bundesregierung speziell für in 
Existenzschwierigkeiten geratene frühere Treuhand-
Betriebe, die durch MBO privatisiert worden sind? 

32. Ist die Bundesregierung bereit, für solche Bet riebe ein 
Bürgschafts- und/oder Marketing-Betreuungsprogramm 

einzuführen? 

33. Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung für in Exi-
stenzschwierigkeiten geratene frühere Treuhand-Betriebe 
vor, die an private Unternehmer veräußert wurden und 
aufgrund von Fehleinschätzungen der Marktentwicklung 
oder aufgrund von falschen Annahmen über interne Ratio-
nalisierungsmöglichkeiten in ernsthafte Schwierigkeiten 

geraten sind? 

34. Welche Aufgaben sollen in diesem Zusammenhang die 
betroffenen Bundesländer übernehmen? 

35. Ist die Bundesregierung bereit, in Not geratenen privati-

sierten Betrieben durch substantielle Nachbesserungen 
von Verträgen eine bessere Überlebenschance zu geben? 

36. Welche Instrumente kommen hierfür in Frage? 

37. In wie vielen Fällen wurden derartige Instrumente bereits 

eingesetzt? 

38. In wie vielen Fällen laufen hierzu Verhandlungen bzw. 
sind der Bundesregierung entsprechende Forderungen/ 

Wünsche der Betriebe bekannt? 

39. Sind den o. a. Problemen vergleichbare Entwicklungen bei 

reprivatisierten Bet rieben bekannt? 

40. Wie viele reprivatisierte Betriebe in welchen Branchen/ 
Regionen sind ggf. von diesen Problemen betroffen? 

41. Wo liegen die Hauptprobleme? 

42. Welches Konzept hat die Bundesregierung zur Lösung 
dieser Probleme erarbeitet, und welche einzelnen Maß-
nahmen sieht die Bundesregierung vor, um die Existenz-

schwierigkeiten zu lösen? 
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43. Sind der Bundesregierung Maßnahmen der betroffenen 
Bundesländer bekannt? 

Bonn, den 11. März 1993 
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